
 

 

 

 

Brüssel, den 20.02.2024. Die deutsche Wirtschaft leidet massiv unter den Folgen der Ampel-

Politik. Erst am vergangenen Dienstag veröffentliche das Leibnitz-Zentrum für Europäische 

Wirtschaftsforschung (ZEW) für diesen Monat neue Konjunkturerwartungen. Die Daten sind 

Ergebnis von Interviews mit 167 Analysten und institutionellen Anlegern, deren Einschätzung 

des Ist-Zustandes sich innerhalb eines Monats um 4,4 Punkte deutlich verschlechterte. So 

stehe Deutschland aktuell so schlecht wie zuletzt im Juni 2020 während der Corona-Pandemie 

dar. 

Die Folgen dieser Entwicklung spüren Bürger vor allem in ihrer Brieftasche und auf dem 
Bankkonto. Das Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Institut (WSI) sieht die Kaufkraft der 
Tariflöhne in Deutschland auf dem Stand von 2016. Konkret lag die Kaufkraft Ende 2023 sechs 
Prozentpunkte niedriger als drei Jahre zuvor. In diesem Zeitraum fanden infolge der hohen 
Inflation drastische Reallohnverluste statt, auf die der Staat nicht mit einer notwendigen 
Reform von Einkommenssteuer und Sozialabgaben reagierte. 
 
Lars Patrick Berg, Mitglied des Europäischen Parlaments, kommentierte: 
 
„Es ist den Bürgern nicht zu vermitteln, dass die Bundesregierung für das Jahr 2024 mit 
Rekordsteuereinnahmen im Umfang von 964,1 Milliarden Euro rechnet und trotzdem auf 
notwendige Entlastungen der Bürger verzichtet. Stattdessen fließen knapp 800 Millionen Euro 
in das neue Kanzleramt, das siebenmal größer als das Weiße Haus werden soll. Der Neubau 
erstreckt sich auf eine Fläche von sieben Fußballfeldern und stößt berechtigterweise viele 
Bürger vor den Kopf. 
 
Die Möglichkeiten für Einsparungen wären vielseitig. Jährlich zahlt Deutschland 33 Milliarden 
Euro Entwicklungshilfe, auch an Industrienationen wie China und Indien, die über eigene 
Weltraum-Programme verfügen. Neben vielen sinnvollen Projekten wird deutsches Steuergeld 
für Radwege in Peru und Museen in Nigeria ausgegeben, die nie gebaut wurden. Im Inland 
nehmen währenddessen die Ausgaben für die im Ausland belächelte Mobilitätswende und die 
gescheiterte Energiewende enorme Dimensionen an, während ihre Folgen das Leben der 
Menschen weiter verteuern. Auch beim Bürgergeld liefert die Ampel-Koalition seit Beginn der 
Legislatur immer mehr Anreize, um auf einen Job im Niedriglohnsektor zu verzichten. 
 
Deutschland befindet sich auf einem gefährlichen Sonderweg, der unser Land für qualifizierte 
Fachkräfte im In- und Ausland immer unattraktiver macht. Die Ampel-Regierung zeigt sich 
völlig überfordert angesichts von Inflation und Rezession. Konzepte gegen den 
Pflegenotstand, die Wohnungsnot und die marode Infrastruktur im Bildungswesen und im 
Straßenbau sucht man vergeblich. Die Zustimmungswerte der Koalition befinden sich längst 
im Keller. 
 
Die Schlussfolgerung fällt eindeutig aus: Unser Land ist bereit für Neuwahlen.“ 
 

 


